
Urlaub und Abwesenheiten des Lehrpersonals der staatlichen Schulen
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1. Ordentlicher Urlaub (Artikel 1, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003)
(

Für alle Lehrpersonen gilt die 6-Tage-Woche, ungeachtet des „freien Tages“, der zwar eingeplant werden kann, aber als Arbeitstag zu betrachten ist. Pro Schuljahr stehen 36 Arbeitstage Urlaub zu. 

Das Lehrpersonal an Schulen mit 5-Tage-Woche hat Anspruch auf 30 Arbeitstage ordentlichen Urlaub pro Schuljahr.

· Der ordentliche Urlaub ist im Laufe des entsprechenden Schuljahres, in der unterrichtsfreien Zeit, zu beanspruchen. Im Falle besonderer dienstlicher Erfordernisse oder aus Gründen höherer Gewalt kann der ordentliche Urlaub auf das Folgejahr übertragen werden.

· Das Recht auf ordentlichen Urlaub wird wegen krankheitsbedingter Abwesenheiten nicht eingeschränkt, außer für jenen Teil, der innerhalb von 2 Jahren 12 Monate überschreitet und kann dann auch nach den im vorigen Absatz vorgesehenen Zeitspannen beansprucht werden.

· Der ordentliche Urlaub wird bei Einlieferung in ein Krankenhaus oder im Falle von Krankheit und Unfällen unterbrochen, vorausgesetzt, dass dies entsprechend belegt wird und die Verwaltung die Möglichkeit der konkreten Überprüfung hat.
· Kann der ordentliche Urlaub aufgrund der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht beansprucht werden oder steht kein Sommergehalt zu, so werden die angereiften, aber nicht genossenen Urlaubstage, ausbezahlt.

· Lehrpersonen mit Anspruch auf Sommergehalt können nicht genossene Urlaubstage im Folgejahr beanspruchen, sofern sie einen neuen Arbeitsvertrag erhalten. Ohne neuen Arbeitsvertrag werden die nicht genossenen Urlaubstage ausbezahlt.

· Der ordentliche Urlaub wird bei vertikaler Teilzeit verhältnismäßig zu den effektiv geleisteten Arbeitstagen berechnet.

2. Bezahlter Sonderurlaub (Artikel 2, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003)
(

In folgenden Fällen steht der bezahlte Sonderurlaub zu, wobei der jeweilige Grund, sofern zulässig, auch mit Selbsterklärung belegt werden muss:

a) bei Heirat, 15 aufeinander folgende Tage, wobei der Hochzeitstag, kirchlich oder standesamtlich, im beantragten Zeitraum enthalten sein muss. Bei Wiederverheiratung kann der Sonderurlaub wiederholt beantragt werden;

b) bei Prüfungen, Wettbewerbs- und Eignungsprüfungen, bis zu 20 Tage im Schuljahr, für jene Tage, an denen die Prüfungen stattfinden. Falls der Prüfungsort mehr als 100 km vom ständigen Wohnort entfernt ist, wird dieser Urlaub auch für den Tag vor oder nach der Prüfung gewährt;

c) bei Blutspende, der Tag der Blutentnahme;
d) bei Kuren, für Invalidinnen und Invaliden, gemäß den Vorschriften, wie sie für die Staatsbediensteten gelten d.h. für die notwendige Zeit, im Rahmen der Abwesenheit wegen Krankheit;

e) bei Todesfall verwandter oder verschwägerter Personen, wobei der Begräbnistag in den Tagen des Sonderurlaubes enthalten sein muss:
für den/die Ehegatten/in und Verwandte ersten Grades
fünf aufeinander folgende Tage,

für Geschwister
zwei aufeinander folgende Tage,

für Verschwägerte ersten Grades
zwei aufeinander folgende Tage,

für Verwandte zweiten Grades
zwei aufeinander folgende Tage,

für die übrigen Verwandten innerhalb vierten Grades
der Begräbnistag,

für die Verschwägerten innerhalb des zweiten Grades
der Begräbnistag;

f) aus anderen schwerwiegenden Gründen, die hier nicht angeführt sind und nicht unter die Bestimmung der schweren Krankheit fallen, bis zu fünf Tage im Schuljahr;

g) für die Durchführung der zugunsten von Personen mit Beeinträchtigung vorgesehenen Begünstigungen laut einschlägiger Regelung des Staates. Diese Begünstigungen haben keine Kürzung des ordentlichen Urlaubes und des 13. Monatsgehaltes zur Folge. Die Ärztekommission, welche über die Schwere der Beeinträchtigung des Personals befindet, gibt gleichzeitig die Art der zustehenden Begünstigung, einschließlich der etwaigen Häufung, an;

h) bei Rettungseinsätzen der freiwilligen Feuerwehren und der Mitglieder von Hilfsorganisationen im Falle von Bränden, schweren Unfällen, Naturkatastrophen oder Bergrettung, beschränkt auf die für den Einsatz unbedingt erforderliche Zeit;

i) für die Ausübung der Pflichten der Bürger und Bürgerinnen finden die geltenden Gesetzesbestimmungen Anwendung (siehe eigener Abschnitt über gesetzlich bedingte Abwesenheiten).

Die oben angeführten Sonderurlaube gelten in jeder Hinsicht als Dienstzeit, für die Verlängerung der Elternzeit bis zum 3. Lebensjahr des Kindes für Eltern von Kindern mit schwerer Beeinträchtigung im Sinne des Buchstabens g), gelten die einschlägigen Vorschriften (siehe eigener Abschnitt für Personen mit Beeinträchtigung().

3. Freistellung für Fortbildung (Artikel 10 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Für die Teilnahme an Weiter- und Fortbildungsveranstaltungen, die von der Verwaltung anerkannt oder vom Lehrerkollegium genehmigt worden sind, hat das Lehrpersonal das Recht, auch als Referent/in, fünf Tage Freistellung vom Dienst im Laufe des Schuljahres zu beantragen.

4. Unbezahlter Sonderurlaub (Artikel 11, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Das Lehrpersonal kann aus triftigen persönlichen, familiären oder Ausbildungsgründen, die anzuführen sind, unbezahlten Sonderurlaub beantragen: 

Lehrpersonal mit unbefristetem Arbeitsvertrag
höchstens zwei Jahre innerhalb von fünf Jahren,

Lehrpersonal mit befristetem Arbeitsvertrag
höchstens dreißig Tage pro Schuljahr innerhalb der Dauer 
des Arbeitsvertrages.

Der Sonderurlaub bewirkt die Kürzung des ordentlichen Urlaubes, zählt nicht für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und Besoldung, das Ruhegehalt und die Abfertigung. Er kann aus Krankheitsgründen nicht unterbrochen werden. 

5. Wartestand für Ehegatten/Ehegattin im Dienst im Ausland (Gesetz Nr. 26 vom 11.02.1980 und Nr. 333 vom 25.06.1985, Ministerialrundschreiben Nr. 92 vom 27.03.1987) 
(
Für die Dauer des Arbeitsverhältnisses des Ehegatten oder der Ehegattin im Ausland kann von Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag ein unbezahlter Wartestand beantragt werden, der die Kürzung des ordentlichen Urlaubes bewirkt und nicht für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und der Besoldung zählt. Er zählt ferner nicht für das Ruhegehalt und die Abfertigung. 

Wird der Wartestand für mehr als ein Schuljahr gewährt, verliert die Lehrperson ihren Dienstsitz und besetzt eine Stelle im Landesplansoll des Lehrpersonals.

6. Sonderurlaub und Wartestand für Gewerkschaftsfunktionäre/innen (Artikel 3, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Den leitenden Gewerkschaftsfunktionären/innen wird auf Antrag der jeweiligen Gewerkschaftsorganisation ein bezahlter Sonderurlaub aus Gewerkschaftsgründen gewährt:

· der Sonderurlaub läuft ab, wenn das Gewerkschaftsmandat aus irgendeinem Grund verfällt;

· dieser Sonderurlaub gilt in jeder Hinsicht als effektive Dienstzeit mit Ausnahme für die Probezeit und das Recht auf ordentlichen Urlaub;

· die Anzahl der Bediensteten mit Anspruch auf diesen Sonderurlaub darf eine Einheit für jeweils 2000 im Dienst stehende Bedienstete nicht überschreiten;

· die Aufteilung des Sonderurlaubkontingentes wird unter Berücksichtigung der eingeschriebenen Mitglieder im Einvernehmen zwischen dem Land und den Gewerkschaftsorganisationen vorgenommen.

Personal mit Gewerkschaftsmandat auf Landes-, Regional- oder Staatsebene kann die Versetzung in den unbezahlten Wartestand für jeweils ein ganzes Schuljahr innerhalb der Dauer des Mandates beantragen.

7. Freistellung vom Dienst für Gewerkschaftsfunktionäre/innen (Artikel 7, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Leitende Gewerkschaftsfunktionäre/innen haben, auf Ansuchen der jeweiligen Gewerkschaftsorganisation, Anspruch auf bezahlte Freistellung zur Ausübung ihres Mandates und zur Teilnahme an den Versammlungen der Leitungsgremien der jeweiligen Gewerkschaftsorganisationen: 

· die Freistellung darf für jeden leitenden Funktionär oder leitende Funktionärin jährlich nicht mehr als 300 Stunden betragen, für Teilzeitbedienstete wird das Höchstausmaß im Verhältnis gekürzt;

· die Freistellung für eine ganze Woche entspricht 38 Stunden;

· unter Beachtung der jährlichen Gesamtstundenzahl können die Freistellungen das Limit der 300 Stunden überschreiten, dienstliche Erfordernisse sowie jene der Gewerkschaftsorganisationen sind zu berücksichtigen.

8. Freistellung vom Dienst für Gewerkschaftsversammlungen (Artikel 8 des gesamtstaatlichen Kollektivvertrages vom 29.11.2007) 
(
Alle Lehrpersonen sind berechtigt, im Höchstausmaß von 10 Stunden pro Schuljahr an Gewerkschaftsversamm-lungen teilzunehmen.

9. Wartestand wegen politischen Mandats (Artikel 8, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
In den Senat oder in die Kammer der Republik oder in den Regionalrat oder in die Regional- oder Landesregierung gewählte Bedienstete werden von Amtswegen für die Dauer des entsprechenden Mandates in den unbezahlten Wartestand versetzt:

· die Wartestandszeit zählt nicht für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und der Besoldung;

· das Land zahlt nur die Beiträge für das Ruhegehalt ein, wobei die Pflicht besteht, die zu Lasten der betroffenen Bediensteten gehende Beitragsquote einzutreiben.

Bedienstete, die durch Wahl zu besetzende öffentliche Ämter bekleiden, die mit den obgenannten nicht identisch sind und für die ein Anspruch auf bezahlte Freistellung vom Dienst besteht, werden auf Ansuchen, für jeweils ein ganzes Schuljahr, in den unbezahlten Wartestand versetzt;

· das Land zahlt die Beiträge für das Ruhegehalt und die Abfertigung, einschließlich des Anteils zu Lasten des/der in den Wartestand versetzten Bediensteten;

· die im Wartestand verbrachte Zeit gilt in jeder Hinsicht als effektiv geleisteter Dienst sowie als ordnungsgemäße Verzögerung bei der Ableistung des Probejahres.

10. Freistellung vom Dienst für die Ausübung des örtlichen politischen Mandats (Artikel 6, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Bezahlte Freistellungen stehen zu:

	a) 
	Gemeinderäten und Gemeinderätinnen
	für den gesamten Tag, für den der Gemeinderat einberufen ist;

	b) 
	gewählten Mitgliedern der Verwaltungsorgane der Bezirksgemeinschaften oder Konsortien von Gebietskörperschaften, der Verwaltungsräte der Gemeinde-, Landes oder Verbandsbetriebe, der Ortsviertelräte und den formell eingesetzten Rats- oder Ortsviertelratskommissionen, sowie dem Personal, das mit den Aufgaben eines/r Rechnungsprüfers/in bei den Sonderbetrieben  Santitätseinheiten betraut ist
	um an den Sitzungen der Organe der jeweiligen Körperschaft teilzunehmen;

	c) 
	gewählten Mitgliedern in den Gemeindeausschuss oder in das Amt des Präsidenten/der Präsidentin oder Vizepräsidenten/Vizepräsidentin des Ausschusses einer Bezirksgemeinschaft oder des Präsidenten/der Präsidentin eines Gemeinde- oder Landesbetriebes mit mehr als 50 Bediensteten, oder in das Amt des Präsidenten des provinzialen Komitees der Gesamtstaatlichen Anstalt für soziale Vorsorge oder der Gesamtstaatlichen Anstalt für Versicherungen gegen Arbeitsunfälle von Bozen
	um an den Sitzungen der Organe der jeweiligen Körperschaft teilnehmen zu können,

und zusätzlich für höchstens 12 Arbeitsstunden im Monat (24:1,9);




	d) 
	Bürgermeister und Bürgermeisterinnen und die Assessoren und Assessorinnen der Landeshauptstadt
	für den gesamten Tag, für den der Gemeinderat einberufen ist,

um an den Sitzungen der Organe teilzunehmen,

und zusätzlich höchstens 24 Arbeitsstunden im Monat (48:1,9);


Unbezahlte Freistellungen stehen zu:

	a)
	für die oben genannten Ämter, falls dies für die Ausübung des Mandates notwendig ist
	für höchstens 16 Arbeitsstunden im Monat;

	b)
	für Personal, das durch Wahl zu besetzende öffentliche Ämter bei den oben genannten Körperschaften bekleidet, die den dort genannten Ämtern nicht entsprechen
	um die entsprechenden Aufgaben ausüben zu können;


· Die Tätigkeit und die Dauer der Ausübung des Mandates, für das Personal, das die bezahlte und unbezahlte Freistellung vom Dienst beantragt und erhält, muss unmittelbar durch eine Bestätigung der jeweiligen Körperschaft nachgewiesen werden. 

· Keine Bestätigungspflicht besteht für die Freistellungen laut Buchstaben c) und d), mit Ausnahme der Gemeinderatssitzung.

· Die jeweiligen Freistellungen werden vom oder von der zuständigen Vorgesetzten unter Beachtung allfälliger vom jeweiligen Dienstherrn oder von der der jeweiligen Dienstherrin erlassener Richtlinien gewährt. 

11. Abwesenheit wegen Krankheit (Artikel 12 und Artikel 15, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Die Abwesenheit wegen Krankheit darf im Fünfjahreszeitraum höchstens 2 Jahre und 9 Monate betragen. Aus  besonders schwerwiegenden Gründen kann über dieses Höchstausmaß hinaus, auf Antrag des oder der Bediensteten, eine weitere Abwesenheit wegen Krankheit von nicht mehr als sechs Monaten gewährt werden. Diese Verlängerung bewirkt die Beibehaltung der Stelle, es stehen aber keine Bezüge zu.

Während der Abwesenheit wegen Krankheit steht folgende Besoldung zu:


6 
Monate zu 100 Prozent,

12
Monate zu   
80 Prozent, unter Beibehaltung des Familiengeldes in vollem Ausmaß,


6 
Monate zu   70 Prozent, unter Beibehaltung des Familiengeldes in vollem Ausmaß,


6 
Monate ohne Bezüge.

· Zwei oder mehrere Abwesenheiten wegen Krankheit werden für die Berechnung der zustehenden Besoldung zusammengezählt, wenn zwischen ihnen nicht eine Dienstzeit von wenigstens drei Monaten liegt.

· Der Fünfjahreszeitraum wird bestimmt vom letzten Tag der aktuellen Abwesenheit (letzter Tag der letzten Abwesenheit wegen Krankheit 28.02.2009 – Fünfjahreszeitraum = vom 01.03.2004 bis 28.02.2009).

· Die bezahlte Abwesenheit wegen Krankheit wird bei der Berechnung des Dienstalters, des Aufstiegs in der Besoldung, des Ruhegehaltes und der Abfertigung zur Gänze berücksichtigt.

· Jener Teil, der innerhalb von zwei Jahren zwölf Monate überschreitet, zählt nicht für die Anreifung des ordentlichen Urlaubes.

· Die Bediensteten müssen die Verwaltung unmittelbar von der Krankheit in Kenntnis setzen, wobei der Aufenthaltsort während der Krankheit anzugeben ist. Die ärztliche Bescheinigung beinhaltet die Krankheitsperiode ab dem ersten Krankheitstag und ist so bald als möglich, spätestens innerhalb des dritten Tages an die zuständige Schule zu schicken.

· Die Abwesenheit wegen Krankheit kann auch für Kuren (für Invalidinnen und Invaliden) beantragt werden, sofern vom Facharzt oder der Fachärztin des Sanitätsbetriebes die unbedingte therapeutische Notwendigkeit bestätigt wird.

Gemäß Artikel 71 des Gesetzesdekretes Nr. 133 vom 6. August 2008 sind folgende zusätzliche Bestimmungen auf staatlicher Ebene zu beachten (siehe Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 38 vom 4. Dezember 2008):

· in den ersten zehn Tagen einer jeden Abwesenheit wegen Krankheit steht, unter Berücksichtigung der zustehenden Besoldung gemäß Artikel 12 der Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, nur die Grundbesoldung zu ohne jegliche weitere Zusatzlohnelemente, wobei die Landeszulage der Grundbesoldung zugeordnet ist und somit keiner Kürzung unterliegt;

· jede Abwesenheit wegen Krankheit über zehn Tagen und auf jeden Fall die dritte und jede weitere Episode im Schuljahr muss durch ein ärztliches Zeugnis eines konventionierten Arztes belegt werden;

· unterzieht sich die Lehrperson einer Behandlung in einer Privatklinik mit einem Aufenthalt von mehr als zehn Tagen oder ist sie bereits das dritte oder weitere Mal im Schuljahr wegen Krankheit abwesend, so muss zusätzlich zum ärztlichen Zeugnis der Privatklinik auch die entsprechende ärztliche Bescheinigung eines konventionierten Arztes vorgelegt werden;

· für jede Abwesenheit wegen Krankheit ist vom zuständigen Vorgesetzten oder der zuständigen Vorgesetzten die Kontrollvisite zu beantragen. Für die Durchführung der Kontrollvisite besteht die Anwesenheitspfllicht des oder der Bediensteten von 8.00 bis 13.00 Uhr und von 14.00 bis 20.00 Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen (Anm.: das Gesetzesdekret Nr. 78 vom 01.07.2009, Art. 17, Absatz 23, sieht die Abschaffung der erweiterten Anwesenheitszeiten vor, so dass wieder die Anwesenheitszeiten von 10.00 – 12.00 Uhr und von 17.00 – 19.00 Uhr gemäß gesamtstaatlichem Kollektivvertrag gelten, allerdings bedarf es dafür der Umwandlung des Gesetzesdekretes in Gesetz);

· kann die Kontrollvisite aufgrund der Abwesenheit der Lehrperson am mitgeteilten Wohnort nicht durchgeführt werden, muss die Abwesenheit dem oder der Vorgesetzten gegenüber gerechtfertigt werden und die Visite ist am folgenden Tag im jeweiligen Ambulatorium nachzuholen. Nur wenn beide Bedingungen erfüllt sind, gilt die Abwesenheit wegen Krankheit insgesamt als gerechtfertigt;

· muss die Abwesenheit wegen Krankheit als nicht gerechtfertigt betrachtet werden (weil die erforderliche ärztliche Bescheinigung nicht erbracht wird oder weil die Abwesenheit bei der Kontrollvisite nicht gerechtfertigt wird, oder weil der Vorladung zur Visite im Ambulatorium nicht Folge geleistet wird), so erfolgt der entsprechende Gehalts- und Dienstaltersabzug,

· ausgenommen von dieser gemäß Artikel 71 genannten Regelung sind die Abwesenheit wegen schwerer Krankheit, wegen dienstbedingter Krankheit, wegen Krankheit aufgrund Unfalls im Dienst und wegen stationären Krankenhausaufenthaltes bzw. Aufenthaltes im Day-Hospital oder in der „Ersten Hilfe“.

12. Abwesenheit wegen schwerer Krankheit (Artikel 13, Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Die Abwesenheit wegen schwerer Krankheit wird gewährt für Krankheiten, die eine Therapie erfordern, die eine zeitweise und/oder teilweise Invalidität verursacht u. z. für die Dauer:

· 
des Aufenthaltes im Krankenhaus oder Day-Hospital,

· 
der Therapie,

· 
der Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Therapie.

Für die Abwesenheit wegen schwerer Krankheit stehen die vollen Bezüge zu, die entsprechenden Zeiträume sind von der Berechnung der Abwesenheit wegen Krankheit sowohl für die zustehende Besoldung wie auch für das vorgesehene Höchstausmaß ausgenommen.

Die schwere Krankheit und die Dauer des Krankenhausaufenthaltes bzw. des Aufenthaltes im Day-Hospital und die Dauer der Therapie bzw. der Arbeitsunfähigkeit aufgrund der Therapie müssen vom zuständigen Sanitätsbetrieb bestätigt werden.

Muster für das ärztliche Zeugnis
13. Abwesenheit wegen dienstbedingter Krankheit oder Krankheit aufgrund Unfalls im Dienst (Artikel 12, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Im Falle eines Unfalls oder einer Krankheit, die als dienstbedingt anerkannt wird, hat das Personal das Recht auf Besoldung in dem von den geltenden gesamtstaatlichen Kollektivverträgen (GSKV) vorgesehenen Ausmaß, sowie auf die Erhaltung der Stelle bis zur vollständigen Heilung. Die Anerkennung von dienstbedingten Krankheiten und Unfällen im Sinne des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 erfolgt gemäß Anlage 5 desselben.

1. Besoldung während der dienstbedingten Krankheit gemäß Artikel 17 und 20 des GSKV vom 27.11.2007:

· es steht das volle Gehalt für 18 Monate zu;

· sofern nicht die permanente Uneignung für jede Tätigkeit seitens der rechtsmedizinischen Ärztekommission festgestellt wird, stehen weitere 18 Monate an Abwesenheit wegen Krankheit mit vollem Gehalt zu.

2. 
Besoldung während der Abwesenheit wegen Krankheit infolge eines Unfalls im Dienst:

· es steht während des gesamten Zeitraumes das volle Gehalt zu;

· der Zeitraum wird nicht für das vorgesehene Höchstausmaß für die Beibehaltung der Stelle berechnet.

14. Kurze Abwesenheiten aus persönlichen Gründen mit Einbringung der Arbeitszeit (Artikel 4, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Für persönliche Erfordernisse können im Laufe des Schuljahres Abwesenheiten von höchstens fünf Stunden je Arbeitstag und 36 Stunden je Schuljahr beantragt werden. Die entsprechende Zeit ist  in Absprache mit der Schulführungskraft einzubringen, ansonsten erfolgt der Gehaltsabzug im Ausmaß der Fehlstunden.

Wird die Abwesenheitszeit nicht als Unterrichtszeit eingebracht, ist für die Einbringung der Umrechnungsschlüssel Unterrichtsstunde zu Verwaltungsstunde mit 1:1,9 anzuwenden.
Abwesenheiten für Arztbesuche oder Rehabilitationstherapien sind in der Regel nicht durch Zeitausgleich einzubringen. 

15. Schutz von Bediensteten mit psychophysischen Erkrankungserscheinungen  (Artikel 16, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Wird bei Bediensteten von Seiten der zuständigen öffentlichen Einrichtungen der Zustand der Drogenabhängigkeit, des chronischen Alkoholismus oder einer schweren psychophysischen Schwäche festgestellt, so werden für die Wiedergenesung folgende Unterstützungsmaßnahmen zur Durchführung der entsprechenden Therapie angeboten:

1. 
die Gewährung eines Wartestandes wegen Krankheit für die gesamte Dauer des Aufenthaltes in einer spezialisierten Einrichtung, wobei folgende Bezahlung zusteht:

100 % der Besoldung für die ersten 6 Monate,

  80 % der Besoldung für die weiteren 12 Monate,

  70 % der Besoldung für die weiteren  6 Monate,

  50 % ab dem 24. Monat des Wartestandes;

2. 
die Gewährung von bezahlten Stunden- oder Tagesurlauben für die Dauer  der Therapie;

3. 
der Einsatz des Personals für andere Aufgaben derselben Funktionsebene, falls diese Maßnahme von der jeweiligen öffentlichen Einrichtung des Gesundheitswesens als unterstützende Maßnahme für die laufende Therapie ausgewählt wird.

Die Verwaltung verfügt die Feststellung der Diensteignung, falls sich die Betroffenen nicht freiwillig der vorgesehenen Therapie unterziehen.

Diese Unterstützungsmaßnahmen stehen gemäß Artikel 19 der Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 nur Bediensteten mit unbefristetem Arbeitsvertrag zu.

16. Bildungsurlaub (Dezentraler Landeskollektivvertrag vom 04.08.2005) 
(
Der Bildungsurlaub wird für den Besuch von Lehrgängen und Kursen zum Erwerb von Studientiteln universitären oder postuniversitären Charakters gewährt oder zum Erwerb von gesetzlich anerkannten Studientiteln oder Lehrbefähigungen und kann für höchstens 6 Schuljahre beansprucht werden.

Anspruchsberechtigt sind Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag und Lehrpersonen mit befristetem Arbeitsvertrag von Unterrichtsbeginn bis Unterrichtsende.

Die Anzahl der Lehrpersonen, die den Bildungsurlaub in Anspruch nehmen können, darf insgesamt drei Prozent des Plansolls nicht überschreiten und wird jährlich mit Dekret des Schulamtsleiters festgelegt.

Dem Lehrpersonal mit befristetem Auftrag und dem Personal, das zum ersten Mal einen unbefristeten Arbeitsvertrag abschließt, ist ein Kontingent von 15 Prozent der gesamten Verfügbarkeit vorbehalten.

Lehrpersonen mit Teilzeitauftrag haben nur dann Anrecht auf Bildungsurlaub, wenn das Arbeitsverhältnis mindestens 12 Wochenstunden umfasst und das Kontingent nicht durch Vollzeitbedienstete ausgeschöpft wird. 

Für Lehrpersonen der Mittel- und Oberschule sowie für Zweitsprachlehrer und Religionslehrer der Grundschule beträgt das Gesamtausmaß des Bildungsurlaubes 79 Stunden, für Klassenlehrer der Grundschule 87 Stunden.

Von den insgesamt zustehenden Stunden werden bei der Beanspruchung des Bildungsurlaubes die nicht geleisteten Unterrichtsstunden in Abzug gebracht. Die Hälfte der genehmigten Stunden kann für die Vorbereitung auf Prüfungen, für Forschungen oder für die Erstellung der Doktor- oder Diplomarbeit beansprucht werden.

Der Bildungsurlaub wird im Verhältnis zum Ausmaß der geleisteten Wochenstunden gekürzt.

Die Ansuchen um Bildungsurlaub werden über die Schulführungskraft an das Schulamt gerichtet, der Einreichetermin (im Juni für Personal mit unbefristetem Arbeitsvertrag und im September für Personal mit befristetem Arbeitsvertrag) wird jährlich vom Schulamtsleiter bestimmt.

17. Wartestand für die Entwicklungszusammenarbeit  (Artikel 10, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, bereichsübergreifender Kollektivvertrag für das Landespersonal vom 12.02.2008, Gesetz Nr. 49 vom 26.02.1987, Gesetz Nr. 288 vom 29.08.1991) 
(
Ein bezahlter Wartestand für die Dauer von nicht mehr als vier aufeinander folgenden Jahren steht dem Personal mit unbefristetem Arbeitsvertrag für die Verwirklichung der vom Land durchgeführten Maßnahmen der Entwicklungszusammenarbeit zu. Die Gewährung dieses Wartestandes erfolgt auf Antrag des Präsidiums der Landesregierung.

Ein unbezahlter Wartestand für die Dauer von nicht mehr als zwei aufeinander folgenden Jahren kann für die Durchführung eines Projektes, das Gegenstand einer mittels Vereinbarung gemäß Landesbestimmungen durchgeführten Maßnahme ist, von Bediensteten mit unbefristetem Arbeitsvertrag beantragt werden.

Ein unbezahlter Wartestand kann auch aufgrund der staatlichen Bestimmungen für die Dauer des Vertrages für Entwicklungszusammenarbeit von Seiten der „Direzione generale per la cooperazione allo sviluppo“, der die Qualifikation des „cooperante“ oder „volontario“ zuerkennt, beansprucht werden. 

Die Zeiträume zählen für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung, für die Ruhestandsbehandlung und die Abfertigung.

18. Gesetzlich bedingte Abwesenheit zur Ausübung des Wahlrechtes (Gesetz Nr. 1228 vom 24.12.1954, DPR Nr. 223 vom 30.05.1989) 
(
Wenn die Änderung des Wohnsitzes innerhalb von 20 Tagen mitgeteilt, aber von der Verwaltung nicht durchgeführt wurde, so kann für die Ausübung des Wahlrechtes bei Entfernungen von über 350 km und bis zu 700 km ein Tag Freistellung, bei Entfernungen von über 700 km zwei Tage Freistellung mit voller Bezahlung beansprucht werden.

Ist die Änderung des Wohnsitzes nicht erfolgt, so steht für die unbedingt notwendige Zeit die Freistellung im Rahmen des bezahlten Sonderurlaubes aus anderen schwerwiegenden Gründen zu (Punkt 2, Buchstabe f).

19. Gesetzlich bedingte Abwesenheit als Mitglied einer Wahlkommission (DPR Nr. 3 vom 10.01.1957, Gesetz Nr. 69 vom 29.01.1992, Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 62 vom 28.05.1990) 
(
Lehrpersonen, die als Mitglied einer Wahlkommission bestimmt werden, haben Anspruch auf bezahlte Freistellung vom Dienst für die notwendige Zeit, um die Tätigkeit auszuüben. Für Sonn- und Feiertage, an welchen Wahlhandlungen anstehen, kann ein Ausgleichsruhetag,  auf Antrag und in Absprache mit der Schulführungskraft, beansprucht werden.

20. Gesetzlich bedingte Abwesenheit wegen Zeugenaussage vor Gericht (Strafprozessordnung, Zivilprozessordnung) 
(
Für die notwendige Zeit steht die bezahlte Freistellung vom Dienst zu.

21. Gesetzlich bedingte Abwesenheit wegen Ausübung des Amtes eines Geschworenen (Gesetz Nr. 287 vom 10.04.1951, Gesetz Nr. 267 vom 18.08.2000, Ministerialrundschreiben Nr. 211 vom 05.07.1994)
(
Der/die Bedienstete entscheidet darüber, ob: 

a) 
für die gesamte Dauer der Session des Gerichtshofes ein unbezahlter Wartestand beantragt wird,

b) 
die bezahlte Freistellung:

· für die Sitzungstage

· und zusätzlich, wenn notwendig, bis zu 48 Arbeitsstunden im Monat beantragt wird,

c) 
die unbezahlte Freistellung für zusätzliche (maximale) 24 Arbeitsstunden beantragt wird.

Für alle Abwesenheiten muss die entsprechende Dokumentation erbracht werden. 
Die Zeit der Abwesenheit zählt in jeder Hinsicht als Dienst sowie als ordnungsgemäße Verzögerung für die Ableistung des Probejahres.

22. Gesetzlich bedingte Abwesenheit wegen Ansteckungsgefahr (DPR Nr. 1518 vom 22.12.1967)
(
Auf Anordnung des Amtsarztes oder der Amtsärztin erfolgt für die Dauer der Ansteckungsgefahr die bezahlte Freistellung vom Dienst. Dies gilt auch für jene, die mit infizierten Personen zusammenleben oder in Kontakt stehen.

Abwesenheiten wegen Mutter- bzw. Elternschaft

23. Mutterschaftszeit (Artikel 21, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Artikel 16, 17, 19, 20, 21, 22, 28) 
(
Die Mutterschaftszeit steht bei vollem Gehalt im Gesamtausmaß von fünf Monaten zu, wobei die Beanspruchung folgendermaßen verteilt werden kann:

· 2 Monate vor dem voraussichtlichen Geburtstermin und 3 Monate nach der Geburt des Kindes oder 

· mindestens einen Monat vor dem voraussichtlichen Geburtstermin und den Rest (der insgesamt 5 Monate) nach der Geburt des Kindes, sofern mit ärztlichem Zeugnis von einem konventionierten Arzt oder einer konventionierten Ärztin bestätigt wird, dass durch die Aufschiebung der Mutterschaftszeit keine Gefahr für Mutter und Kind besteht. Diese Bescheinigung ist im Laufe des 7. Schwangerschaftsmonats zu erbringen. 
· Wird das Kind vor dem voraussichtlichen Geburtstermin geboren, stehen auf jeden Fall 5 Monate Mutterschaftszeit zu. 
· Wird das Kind vor Beginn der Mutterschaftszeit geboren, stehen 5 Monate ab Geburt des Kindes zu.

Die Vaterschaftszeit steht bei vollem Gehalt für die ganze Dauer der Mutterschaftszeit oder den verbliebenen Zeitraum, der der Mutter zugestanden wäre, dem Vater zu, wenn die Mutter gestorben, schwer krank ist oder das Kind verlassen hat, oder wenn der Vater das alleinige Sorgerecht innehat.

Der vorzeitige Mutterschaftsurlaub wird bei Komplikationen in der Schwangerschaft gewährt. Sowohl der Anspruch selbst wie auch die entsprechende Dauer des vorzeitigen Mutterschaftsurlaubes werden, auf Antrag der Lehrperson, vom Arbeitsinspektorat festgelegt. Die Bedienstete behält das volle Gehalt bei.

Folgende Hinweise sind zu beachten:

· Der Zeitraum der Mutterschaftszeit ist in jeder Hinsicht gültig, mit Ausnahme für das Probejahr, wofür nur die ersten 30 Tage angerechnet werden. 
· Die Abwesenheit wegen Mutterschaftszeit am 01.09. wird sowohl für Lehrpersonen mit (erstem) unbefristetem Vertrag ab 01.09. als auch für Lehrpersonen mit befristetem Vertrag einer Dienstaufnahme gleichgestellt d.h. nach Ablauf der Mutterschaftszeit muss vor der Beanspruchung einer weiteren Abwesenheit (z. B. Elternzeit) nicht der effektive Dienstantritt erfolgen (Mitteilung des Schulamtsleiters vom 01.08.2006).
· Die vollen Bezüge stehen, beschränkt auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses, auch dann zu, wenn der Dienstantritt wegen des Arbeitsverbots oder wegen des vorzeitigen Mutterschaftsurlaubes nicht erfolgen kann. 
· Erstreckt sich die Dauer der Mutterschaftszeit über die Dauer des Arbeitsvertrages, so steht für den Zeitraum außerhalb des Dienstverhältnisses das Mutterschaftsgeld im Ausmaß von 90 Prozent der Besoldung zu (siehe »Mutterschaftsgeld«).

· Der Zeitraum, auf den sich das Mutterschaftsgeld bezieht, gilt nicht in rechtlicher Hinsicht. 
· Die Unterbrechung der Schwangerschaft, spontan oder beabsichtigt, wird wie Krankheit behandelt. Die spontane oder therapeutische Unterbrechung nach dem 180. Tag ab Schwangerschaftsbeginn wird in jeder Hinsicht wie eine Geburt betrachtet (Art. 12 des D.P.R. Nr. 1026 vom 25.11.1976).
· Muss im Falle einer Frühgeburt das Kind im Krankenhaus verbleiben, kann die Mutterschaftszeit unterbrochen und bis zum Zeitpunkt, wo das Kind nach Hause entlassen wird, aufgeschoben werden, sofern mittels ärztlichem Zeugnis bescheinigt wird, dass der Gesundheitszustand der Mutter eine Rückkehr in den Dienst zulässt; dies sieht der gesamtstaatliche Kollektivvertrag für den Bereich Schule vom 29.11.2007, Artikel 12, vor und kommt auch für Lehrpersonen zur Anwendung, zumal der Landeskollektivvertrag keine eigene Regelung vorsieht.
24. Mutterschaftsgeld (Artikel 21, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Artikel 23, 24, 25) 
(
Das Mutterschaftsgeld steht zu, wenn die Mutterschaftszeit über die Zeit des Arbeitsvertrages hinausgeht oder wenn zwischen Beendigung des letzten Arbeitsverhältnisses und Beginn der Mutterschaftszeit nicht mehr als 60 Tage vergangen sind. 
Wenn zwischen Beendigung des letzten Arbeitsverhältnisses und Beginn der Mutterschaftszeit mehr als 60 Tage vergangen sind und die Bedienstete das Arbeitslosengeld erhält, steht anstelle desselben das Mutterschaftsgeld zu.
Wenn zwischen Beendigung des letzten Arbeitsverhältnisses und Beginn der Mutterschaftszeit mehr als 60, aber nicht mehr als 180 Tage vergangen sind, kein Arbeitslosengeld zusteht, aber mindestens 26 Beitragswochen im letzten Zweijahreszeitraum aufscheinen, besteht ebenfalls Anspruch auf Mutterschaftsgeld.
Das Ausmaß des Mutterschaftsgeldes beträgt 90 Prozent der letzten fixen und dauerhaften Besoldung, der Zeitraum zählt nicht in rechtlicher Hinsicht.

Die Zeiträume der Mutterschaftszeit außerhalb eines Arbeitsverhältnisses werden für die Pension, auf Antrag, kostenlos anerkannt bzw. gutgeschrieben, vorausgesetzt, die Antragstellerin kann zum Zeitpunkt des Antrages mindestens fünf Jahre an Versicherungsbeiträgen aus effektiv geleisteter Arbeit nachweisen.

25. Elternzeit (Artikel 23, 24, 25, 26, 32, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Die Elternzeit steht den Eltern im folgenden Ausmaß zu:
	für die Mutter

für den Vater
für Vater oder Mutter
	3 Monate ab Mutterschaftszeit 

3 Monate ab Geburt
5 Monate im Ermessen der Eltern
	8 Monate mit 30 % der Besoldung 

3 Monate mit 20 % der Besoldung
	insgesamt höchstens 11 Monate für Vater und Mutter gemeinsam innerhalb des achten Lebensjahres des Kindes

	für Alleinerziehende
	11 Monate 
	11 Monate mit 30 % der Besoldung
	

	für Vater und Mutter bei Mehrlingsgeburt
	weitere 11 Monate 
	11 Monate mit 30 % der Besoldung
	für jedes Kind nach dem Erstgeborenen


Die Elternzeit darf in nicht mehr als fünf, wenn beide Elternteile einem Bereich laut Beschluss der Landesregierung vom 13. August 1999, Nr. 3288 angehören, in sechs Abschnitten beansprucht werden. 

Jeder Zeitraum einer Elternzeit umfasst auch darin anfallende Feiertage und arbeitsfreie Tage. Dieselbe Handhabung erfolgt auch dann, wenn zwischen verschiedenen Zeiträumen an Elternzeit nicht die effektive Dienstaufnahme (= Dienst in der Klasse) erfolgt. 
Die Vorankündigungsfrist beträgt 15 Tage bzw. 30 Tage, wenn die gesamte Elternzeit in einem einzigen Abschnitt beansprucht wird. Die Elternzeit wird im Falle von entsprechend belegter Krankheit von nicht weniger als acht aufeinander folgenden Tagen unterbrochen. Dieser Zeitraum gilt für die Beanspruchung nicht als eigener Zeitabschnitt. 

Die Zeiträume der Elternzeit gelten als Dienstalter, mit Ausnahme der Auswirkungen auf die Ferien und das 13. Monatsgehalt. Die Elternzeit zählt für die Anreifung des Sommergehaltes. Elternzeit und Wartestand für Personal mit Kindern dürfen insgesamt pro Kind und für beide Eltern 31 Monate nicht übersteigen.
26. Wartestand für Personal mit Kindern (Artikel 31, 32, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Der Wartestand für Personal mit Kindern wird auf Antrag gewährt, für Kinder innerhalb des 8. Lebensjahres, die im gemeinsamen Haushalt leben und umfasst höchstens zwei Jahre für jedes Kind. Bei Mehrlingsgeburten kann für jedes weitere Kind ein zusätzliches Jahr Wartestand beansprucht werden. Der Wartestand für Personal mit Kindern und die Elternzeit dürfen pro Kind insgesamt 31 Monate nicht überschreiten. 
Der Wartestand ist unbezahlt und zählt nicht für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und der Besoldung, für den ordentlichen Urlaub und die Abfertigung. Er zählt aber für die Ruhestandsbehandlung, die interne Rangliste und für die Versetzung.  

Der Wartestand muss in nicht mehr als 2 Zeitabschnitten pro Kind beansprucht werden, wobei ein Abschnitt so zu beantragen ist, dass er zumindest ein ganzes Schuljahr oder, nach vorhergehender Abwesenheit vom Dienst aus anderen Gründen, den Rest des Schuljahres bis 31. August umfasst. Bei einer Mehrlingsgeburt ist einer der möglichen Zeitabschnitte im Sinne der obigen Ausführungen zu beantragen. 

Im Falle der Dienstaufnahme nach dem 30. April steht die Lehrperson zur Verfügung des Direktors, sofern die ununterbrochene Abwesenheit von  90 Tagen für Abschlussklassen bzw. 150 Tagen für Normalklassen gegeben ist (gesamtstaatlicher Kollektivvertrag vom 29.11.2007, Art. 37). 

Der Wartestand wird bei nachträglich eingetretener Mutterschaftszeit unterbrochen und beendet; der verbliebene Teil des Wartestandes kann, auf Antrag, innerhalb des 8. Lebensjahres des Kindes beansprucht werden und wird nicht als eigener Zeitabschnitt gewertet. 

Der Wartestand kann auf Antrag unterbrochen werden, wenn nachträglich und nachweislich triftige und unvorhergesehene Gründe eintreten, sofern die effektive Dienstaufnahme erfolgen kann. Die Unterbrechung bewirkt den Verlust des Anspruches auf den verbliebenen Teil an Wartestand. 

Der Wartestand für Personal mit Kindern kann nicht von beiden Eltern zeitgleich beansprucht werden. 

Auch das Lehrpersonal mit befristetem Arbeitsvertrag hat innerhalb der jeweiligen Vertragsdauer Anspruch auf diesen Wartestand, sofern es einen Arbeitsvertrag von wenigstens sieben aufeinander folgenden Monaten innehat, ein Dienstalter von wenigstens drei Jahren aufweist und die Lehrbefähigung oder die Eignung für die jeweilige Einstellung erlangt hat. 

Auch für das Lehrpersonal mit befristetem Arbeitsvertrag gilt der Grundsatz, dass der Wartestand nur einmal willentlich unterbrochen werden darf.  Nach dieser gewollten Unterbrechung muss im Rahmen des jeweiligen Arbeitsvertrages der ganze mögliche Zeitraum an Wartestand beansprucht werden, um die vollen 24 bzw. 23 Monate ausschöpfen zu können. 

Der Wartestand für Personal mit Kindern kann auch in Form des Teilzeitwartestandes genossen werden, wobei folgende Hinweise zu beachten sind (Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 8 vom 12.03.2007):
Teilzeitwartestand bedeutet, dass parallel zum Wartestand Teilzeitdienst im Ausmaß von mindestens 50 Prozent des entsprechenden Vollzeitarbeitsverhältnisses geleistet wird, wobei für die Dauer des Teilzeitwartestandes die Pensionsbeiträge entsprechend einem Vollzeitdienstverhältnis eingezahlt werden.

Der Teilzeitwartestand kann nur von Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag beantragt werden, die Vorankündigungsfrist beträgt 30 Tage (spätester Einreichetermin ist der 1. August). 

Der Teilzeitwartestand muss für jeweils ein ganzes Schuljahr beansprucht werden. 

Die Besoldung erfolgt entsprechend der geleisteten Stundenanzahl im Rahmen des Teilzeitwartestandes.

Endet der Wartestand während des Schuljahres, weil die Höchstdauer erreicht ist oder das Kind das 8. Lebensjahr vollendet, so bleibt die Lehrperson bis zum Ende des Schuljahres in Teilzeit im Dienst. 

Der Arbeitsvertrag wird aufgrund des Teilzeitwartestandes nicht abgeändert, d. h. im nachfolgenden Schuljahr tritt die Lehrperson automatisch wieder mit jenem Arbeitsverhältnis in den Dienst, welches sie aufgrund des geltenden Arbeitsvertrages innehat. 

Wird der Teilzeitwartestand durch Mutterschaft beendet, so steht in der Mutterschaftszeit die Besoldung aufgrund des geltenden Arbeitsvertrages zu. Der nicht genossene Teil an Wartestand kann, auf Antrag, nachgeholt werden. Der Teilzeitwartestand geht nach Beendigung der Mutterschaftszeit nicht automatisch weiter, die Lehrperson tritt entweder in den Dienst oder stellt einen Antrag um weitere Abwesenheit. 

Reift die Mutterschaftszeit an, wenn der Wartestand bereits beendet ist, so steht in der Mutterschaftszeit die Besoldung aufgrund der im Rahmen des Teilzeitwartestandes definierten Stundenanzahl zu. 

Wird der Teilzeitwartestand durch andere Abwesenheiten als die Mutterschaftszeit unterbrochen, steht während dieser Abwesenheiten die Besoldung entsprechend dem Ausmaß der Teilzeit zu. Der nicht genossene Teil an Wartestand geht dann verloren. Nach der Unterbrechung lebt der Teilzeitwartestand wieder auf. 
27. Tägliche Ruhepausen (Artikel 27, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Art. 39, 40, 41) 
(
Bis zur Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes steht der Mutter die Verkürzung des täglichen Stundenplanes von  einer Unterrichtsstunde zu, mit Beibehaltung der vollen Gehaltsbezüge. Bei Mehrlingsgeburten steht die Verdoppelung auf zwei tägliche Freistellungsstunden zu. 

Die täglichen Ruhepausen können auch vom Vater beansprucht werden, wenn: 

· die Mutter eine Tätigkeit ausübt aber die Ruhepausen nicht beansprucht und sich nicht in Mutterschafts- oder Elternzeit befindet,
· die Mutter in keinem abhängigen Dienstverhältnis steht, 

· das Kind nur dem Vater anvertraut ist, 

· bei Tod oder schwerer Krankheit der Mutter.
Die zusätzlichen Stunden bei einer Mehrlingsgeburt können vom Vater auch dann beansprucht werden, wenn sich die Mutter in Mutterschaftszeit oder Elternzeit befindet.

Die täglichen Ruhepausen können auch von Lehrpersonen mit Teilzeitvertrag beansprucht werden. 
Die Verteilung der Ruhepausen muss zwischen der Lehrperson und der Schulführungskraft vereinbart werden; bei Uneinigkeit wird die Verteilung vom Arbeitsinspektorat festgelegt. 

Sind in der Familie zwei Kinder unter 10 Jahren und die Mutter übt keine Tätigkeit aus, dann steht dem Vater eine tägliche bezahlte Ruhepause für jedes Kind nach dem zweiten innerhalb dessen erstem Lebensjahr zu. Die Mehrlingsgeburt bringt keine Anhebung dieser Ruhepause mit sich. 
28. Sonderurlaub wegen Krankheit des Kindes (Artikel 28, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Für jedes kranke Kind steht den Eltern bis zum achten Lebensjahr desselben ein bezahlter Sonderurlaub von insgesamt nicht mehr als 60 Arbeitstagen zu. Davon dürfen 5 Tage stundenweise beansprucht werden (=38 Verwaltungsstunden; 1 Unterrichtsstunde entspricht 1,9 Verwaltungsstunden).
Der Sonderurlaub wird auf Antrag gewährt und muss mit entsprechendem ärztlichen Zeugnis belegt werden. 

Bei schwerer Krankheit des Kindes dürfen die Eltern den Sonderurlaub gleichzeitig beanspruchen, unter Einhaltung des Gesamtausmaßes. 

Der Sonderurlaub wegen Krankheit des Kindes steht auch dann zu, wenn der andere Elternteil kein Anrecht darauf hat.
Bei Einlieferung des Kindes in ein Krankenhaus wird der ordentliche Urlaub, auf Antrag, unterbrochen.

29. Freistellung aus Erziehungsgründen (Artikel 33, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
In Alternative zu Elternzeit und Wartestand für Personal mit Kindern kann ein Elternteil die Freistellung aus Erziehungsgründen beantragen, deren Höchstausmaß 24 Monate pro Kind beträgt. Bei einer Mehrlingsgeburt stehen für jedes weitere Kind 12 Monate dieser Freistellung zu. Die Gehaltsbezüge während der Freistellung betragen 30 Prozent der fixen und dauerhaften Besoldung.

Die Vorankündigungsfrist beträgt 30 Tage, der Vater darf die Freistellung frühestens ab dem Entbindungstag beanspruchen.

Die Freistellung muss unmittelbar im Anschluss an die Mutterschaftszeit, ohne Dienstaufnahme, beantragt werden. Endet die Mutterschaftszeit in der unterrichtsfreien Zeit im Sommer, so kann die Lehrperson ihren ordentlichen Urlaub zwischen der Mutterschaftszeit und der Freistellung aus Erziehungsgründen einschieben. 
Die Freistellung zählt nicht für die Anreifung des ordentlichen Urlaubes und des 13. Monatesgehaltes. Sie zählt für den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und der Besoldung für ein Kind voll und für jedes weitere Kind nur im Ausmaß von acht Monaten.

Ausschließlich Lehrpersonen mit unbefristetem Arbeitsvertrag können diese Freistellung beanspruchen, die Beantragung ist unwiderruflich.

Die Freistellung ist in einem einzigen Abschnitt zu beanspruchen, kann aber bei Vorankündigung von 30 Tagen auf den 31. August des auf ihren Beginn folgenden Schuljahres begrenzt werden. Der nicht beanspruchte Zeitraum kann vom anderen Elternteil ab 01.09. und in einem einzigen Abschnitt beansprucht werden. 

Die Freistellung kann in folgenden Fällen unterbrochen werden: 

a) bei nachträglich eingetretener Mutterschaftszeit. Der verbliebene Zeitraum muss, bei sonstigem Verfall, ohne Dienstaufnahme beansprucht werden,

b) auf Antrag, wenn nachweislich triftige und unvorhergesehene Gründe eintreten. Dies bewirkt den Verlust auf den nicht genossenen Teil,
c) bei Erkrankung der Lehrperson während der ersten 8 Monate für mehr als 8 aufeinander folgende Tage und bei schwerer Krankheit. Der entsprechende Krankheitszeitraum wird der Freistellung hinzugefügt.

Bei Versetzung außerhalb des Landes wird die Berechnung des Dienstalters neu festgelegt und der Elternzeit angepasst, die dem oder der Anspruchsberechtigten laut staatlichem Gesetz zugestanden wäre.

30. Adoption und Anvertrauung eines Kindes (Artikel 28, 29, 31, 33, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Art. 26, 27, 31, 42, 45, 50, Gesetz Nr. 244 vom 24.12.2007, Artikel 2, Absatz 452, 453, 454, 455, 456) 
(
Im Falle der Adoption und Anvertrauung gilt folgende Regelung:

	Mutterschaftszeit 
	steht bei Adoption eines minderjährigen Kindes im Ausmaß von 5 Monaten zu: 

· bei innerstaatlicher Adoption innerhalb der ersten 5 Monate nach Eintritt des Kindes in die Familie, 

· bei internationaler Adoption auch vor Ankommen des Kindes in Italien, auch während des Aufenthaltes im Ausland zum Zwecke der Adoption und unter Berücksichtigung des Höchstausmaßes innerhalb der ersten 5 Monate nach Ankommen des Kindes in Italien, 

· kann alternativ auch vom Vater beansprucht werden; 

steht bei Anvertrauung eines minderjährigen Kindes innerhalb der ersten 5 Monate ab Anvertrauung im Ausmaß von höchstens 3 Monaten zu.

	Elternzeit
	· steht für die innerstaatliche und internationale Adoption sowie für die Anvertrauung zu, 

· kann von den Adoptiv- oder Pflegeeltern, unabhängig vom Alter des minderjährigen Kindes, innerhalb von acht Jahren ab Eintritt des Kindes in die Familie und jedenfalls nur bis zum Erreichen der Volljährigkeit des Kindes genossen werden.

	tägliche Ruhepausen
	die tägliche Ruhepause wird innerhalb des ersten Jahres nach Eintritt des minderjährigen Kindes in die Familie gewährt (Urteil des Verfassungsgerichtshofes vom 01.04.2003, Nr. 104).

	Krankheit des Kindes
	es gelten die gleichen Bestimmungen wie für natürliche Kinder.

	für Eltern von Kindern mit Beeinträchtigung
	es gelten die gleichen Bestimmungen wie für natürliche Kinder.

	Wartestand für Personal mit Kindern
	der Wartestand wird innerhalb der ersten 8 Jahre ab Eintritt des Kindes in die Familie gewährt, jedenfalls aber innerhalb des 15. Lebensjahres des Kindes.

	Freistellung aus Erziehungsgründen
	es gelten die gleichen Bestimmungen wie für natürliche Kinder.

	unbezahlter Sonderurlaub bei internationaler Adoption
	wird für den Aufenthalt im Ausland zum Zwecke der Adoption die Mutterschaftszeit nicht oder nur zum Teil beantragt, kann um unbezahlten Sonderurlaub angesucht werden. 

das Amt, das mit der Durchführung des Adoptionsverfahrens betraut ist, bestätigt die Dauer des Aufenthaltes im Ausland. 


Die Freistellungen bei innerstaatlicher Adoption oder Anvertrauung werden ab dem Tag der Aufnahme des Kindes in die Familie gewährt.
Das Datum der Aufnahme in die Familie wird mit Verfügung des Jugendgerichtes festgelegt.
Abwesenheiten im Zusammenhang mit festgestellter schwerer Beeinträchtigung

31. Abwesenheiten für Eltern von Kindern mit schwerer Beeinträchtigung (Artikel 2, 34, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Gesetz Nr. 104 vom 05.02.1992, Art. 3, 4, 33, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Art. 33, 34, 42, 43,  Gesetz Nr. 53 vom 08.03.2000) 
(
Voraussetzung für die Beanspruchung aller Freistellungen, die möglich sind, ist die Feststellung der »schweren Beeinträchtigung« von Seiten der zuständigen Ärztekommission (Kommission zur Feststellung der Zivilinvalidität). Für Kinder, welche unter dem »Down-Syndrom« leiden, genügt ein entsprechendes ärztliches Zeugnis des Hausarztes, die Feststellung von Seiten der Ärztekommission ist nicht erforderlich (Gesetz vom 27.12.2002, Nr. 289, Art. 94, Absatz 3). 

Eine weitere Voraussetzung ist, dass das Kind nicht vollzeitlich in einer Spezialeinrichtung untergebracht ist (muss mittels Eigenerklärung dokumentiert werden). 

Die Freistellungen und der Sonderurlaub stehen für minderjährige Kinder auch dann zu, wenn der andere Elternteil keinen Anspruch darauf hat (weil die Mutter z. B. Hausfrau, nicht berufstätig oder Freiberuflerin ist). 

Für anvertraute Kinder stehen die verschiedenen Freistellungen, unter Berücksichtigung der vorgesehenen Höchstdauer, nur für die Dauer der Anvertrauung zu. 

Für Lehrpersonen mit befristetem Auftrag stehen die Freistellungen für die Dauer des Arbeitsvertrages zu. 

Bei volljährigen Kindern muss darauf geachtet werden, ob diese in Wohngemeinschaft mit dem beantragenden Elternteil leben oder nicht: 

a) wenn Wohngemeinschaft besteht, steht die Freistellung auch dann zu, wenn innerhalb der Wohngemeinschaft andere, nicht erwerbstätige Personen, welche die Betreuung leisten könnten, leben (Rundschreiben INPS vom 10.07.2001, Nr. 138);
b) wenn keine Wohngemeinschaft mit dem Kind mit Beeinträchtigung besteht, muss die ausschließliche und fortwährende Betreuung durch den beantragenden Elternteil gewährleistet sein, d. h.: 

· die fortwährende Betreuung ist gegeben, wenn sie angemessen und regelmäßig geleistet wird, wenngleich nicht unbedingt täglich. Die fortwährende Betreuung ist nicht gegeben, wenn das Kind mit Beeinträchtigung und der beantragende Elternteil objektiv weit voneinander entfernt wohnen, so dass eine regelmäßige Betreuung nicht möglich ist;
· die ausschließliche Betreuung beinhaltet, dass keine andere anspruchsberechtigte Person gleichzeitig für dieselbe zu betreuende Person eine unten genannte Freistellung oder den bezahlten Sonderurlaub (einschließlich des unbezahlten Sonderurlaubes aus schwerwiegenden familiären Gründen gemäß Artikel 4, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 53/2000) genießt. Demzufolge ist die ausschließliche Betreuung auch dann gegeben, wenn das volljährige Kind in einer Wohngemeinschaft lebt, welcher volljährige Personen angehören, die nicht arbeitstätig sind und fähig wären, die Betreuung zu gewährleisten (Rundschreiben INPS vom 23.05.2007, Nr. 90); 

· der Antragsteller oder die Antragstellerin kann, sofern möglich, die dem Wohnort nächste Stelle wählen und ohne sein oder ihr Einverständnis nicht versetzt werden.
Folgende Möglichkeiten an Freistellung sind vorgesehen:

	bis zum 3. Lebensjahr des Kindes: Verlängerung der Elternzeit

Bezahlung 30 %
	· die Freistellung zählt für das Dienstalter und für die Anreifung des Sommergehaltes, nicht für die Anreifung des ordentlichen Urlaubes und des 13. Monatsgehaltes;
· sie kann von Vater oder Mutter beansprucht werden, aber nicht gleichzeitig;
· sie kann auch beansprucht werden, wenn die normale Elternzeit nicht ausgeschöpft wird (= Zeitraum der normalen Elternzeit bleibt somit erhalten bis zur Vollendung des 8. Lebensjahres des Kindes), dann kann die Verlängerung der Elternzeit allerdings frühestens ab dem Datum, ab welchem die normale Elternzeit aufgebraucht wäre, beansprucht werden; 

	bis zum 3. Lebensjahr des Kindes in Alternative zur Verlängerung der Elternzeit: 

1 Stunde Ruhepause pro Unterrichtstag

Bezahlung 100 %
	· bis zum 1. Lebensjahr des Kindes gilt die Ruhepause nicht als Alternative zur Verlängerung der Elternzeit, sondern als normale Ruhepause; d. h. die Mutter kann die Ruhepause und der Vater gleichzeitig die normale Elternzeit beanspruchen, nicht aber die Mutter die Elternzeit und der Vater gleichzeitig die Ruhepause; 

· sie kann alternativ von Mutter oder Vater beansprucht werden; 

· die Beanspruchung der Ruhepausen (als Alternative zur Verlängerung der Elternzeit) durch einen Elternteil schließt die gleichzeitige Beanspruchung eventuell noch zustehender Zeiträume an normaler Elternzeit für den anderen Elternteil nicht aus; 

· sie zählt in jeder Hinsicht wie Dienst; 

	vom 3. Lebensjahr bis zur Volljährigkeit: 

3 Tage Freistellung pro Monat

Bezahlung 100 %
	· die Freistellung kann von Vater und Mutter beansprucht werden, auch gleichzeitig, aber nicht für mehr als insgesamt 3 Tage pro Monat;

· bei vertikaler Teilzeit werden die 3 Tage verhältnismäßig gekürzt;
· die Beanspruchung der Freistellung durch einen Elternteil schließt die gleichzeitige Beanspruchung noch zustehender Zeiträume an normaler Elternzeit für den anderen Elternteil nicht aus; 

· sie zählt in jeder Hinsicht wie Dienst;
· werden die 3 Tage stundenweise beansprucht, so stehen Lehrpersonen mit Arbeitsvertrag von 18 Wochenstunden monatlich 9 Stunden zu, mit Arbeitsvertrag von 22 Wochenstunden, monatlich 11 Stunden;

	ab dem 18. Lebensjahr des Kindes: 

3 Tage Freistellung pro Monat

Bezahlung 100 %
	· bei vertikaler Teilzeit werden die 3 Tage verhältnismäßig gekürzt;
· sie können auch stundenweise beansprucht werden (siehe oben);
·  sie zählen in jeder Hinsicht wie Dienst;

	2 Jahre Sonderurlaub im Verlaufe des Arbeitslebens (gemeinsames Höchstausmaß pro Person mit Beeinträchtigung für alle Anspruchsberechtigten) 

bezahlt innerhalb Höchstbetrag
	· die Höchstgrenze wird jährlich mittels ISTAT-Index aufgewertet;
· der Sonderurlaub zählt in pensionsrechtlicher Hinsicht und für das 13. Monatsgehalt, nicht aber für das Dienstalter, den ordentlichen Urlaub und die Abfertigung; 

· er kann nicht gleichzeitig, aber alternativ von beiden Elternteilen genossen werden; 

· er kann im Falle des Ablebens beider Elternteile, oder wenn beide Elternteile selbst pflegebedürftig sind, auch von den Geschwistern beantragt werden, wobei für diese die Wohngemeinschaft mit der Person mit Beeinträchtigung Voraussetzung ist (Urteil des Verfassungsgerichtshofes vom 08.06.2005, Nr. 233); 

· mit Wirkung vom 01.01.2004 wurde aufgrund des Gesetzes vom 24.12.2003, Nr. 350, die Bedingung der »Feststellung der Beeinträchtigung seit 5 Jahren« aufgehoben; 

· während des Sonderurlaubes können beide Elternteile nicht in den Genuss der Begünstigungen gemäß Art. 33 des Gesetzes Nr. 104/92 kommen;
· im Falle der Unterbrechung muss zwischen einem Abschnitt und dem darauf folgenden die effektive Dienstaufnahme erfolgen; 

· während der Beanspruchung dieses Sonderurlaubes darf keine Arbeitstätigkeit ausgeübt werden. 


32. Abwesenheiten für Angehörige bis zum 3. Grad mit schwerer Beeinträchtigung (Artikel 2, 34, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Gesetz Nr. 104 vom 05.02.1992, Art. 3, 4, 33, Legislativdekret Nr. 151 vom 26.03.2001, Art.  42,  Gesetz Nr. 53 vom 08.03.2000) 
(
Voraussetzung für die Beanspruchung der Freistellung ist die Feststellung der »schweren Beeinträchtigung« von Seiten der zuständigen Ärztekommission (Kommission zur Feststellung der Zivilinvalidität).
Für Angehörige, welche unter dem »Down-Syndrom« leiden, genügt ein entsprechendes ärztliches Zeugnis des Hausarztes, die Feststellung von Seiten der Ärztekommission ist nicht erforderlich (Gesetz vom 27.12.2002, Nr. 289, Art. 94, Absatz 3).
Die Person mit Beeinträchtigung darf nicht vollzeitlich in einer Spezialeinrichtung untergebracht sein (muss mittels Eigenerklärung dokumentiert werden). 

Es stehen 3 Tage Freistellung im Monat mit Beibehaltung der vollen Gehaltsbezüge zu. Bei vertikaler Teilzeit werden die 3 Tage verhältnismäßig gekürzt. 

In Absprache mit der Schulführungskraft können die 3 Tage auch stundenweise beansprucht werden. In diesem Fall stehen Lehrpersonen mit  Arbeitsvertrag von 18 Wochenstunden monatlich 9 Stunden zu, Lehrpersonen mit Arbeitsvertrag von 22 Wochenstunden, monatlich 11 Stunden.
Die Freistellung zählt in jeder Hinsicht wie Dienst.
Wenn der Antragsteller oder die Antragstellerin mit der Person mit Beeinträchtigung in Wohngemeinschaft lebt, steht die Freistellung auch dann zu, wenn innerhalb der Wohngemeinschaft andere, nicht erwerbstätige Personen leben, die die Betreuung leisten könnten (Rundschreiben INPS vom 23.05.2007, Nr. 90). 

Wenn keine Wohngemeinschaft mit der Person mit Beeinträchtigung besteht, muss die ausschließliche und fortwährende Betreuung durch den Antragstellter oder die Antragstellerin gewährleistet sein, d. h.:
· die fortwährende Betreuung ist gegeben, wenn sie angemessen und systematisch d.h. regelmäßig geleistet wird, wenngleich nicht unbedingt täglich. Die fortwährende Betreuung ist nicht gegeben, wenn die Person mit Beeinträchtigung und der Antragsteller oder die Antragstellerin objektiv weit voneinander entfernt wohnen, so dass eine regelmäßige Betreuung nicht möglich ist;

· die ausschließliche Betreuung beinhaltet, dass keine andere anspruchsberechtigte Person gleichzeitig für dieselbe zu betreuende Person die oben genannte Freistellung oder den bezahlten Sonderurlaub (einschließlich des unbezahlten Sonderurlaubes aus schwerwiegenden familiären Gründen gemäß Artikel 4, Absatz 2 des Gesetzes Nr. 53/2000) genießt. Demzufolge ist die ausschließliche Betreuung auch dann gegeben, wenn die Person mit schwerer Beeinträchtigung in einer Wohngemeinschaft lebt, welcher volljährige Personen angehören, die nicht arbeitstätig sind und fähig wären, die Betreuung zu gewährleisten;

Der Antragsteller oder die Antragstellerin kann, sofern möglich, die seinem Wohnort nächste Stelle wählen und ohne sein Einverständnis nicht versetzt werden.

Aufgrund des Urteils des Verfassungsgerichtshofes vom 18. April 2007, Nr. 158, kann auch für den Ehegatten oder die Ehegattin der Sonderurlaub im Höchstausmaß von 2 Jahren im Verlaufe des Arbeitslebens beantragt werden, sofern Wohngemeinschaft besteht (siehe Abschnitt »Freistellungen für Eltern von Kindern mit Beeinträchtigung«, Seite 34). 

Aufgrund des Urteils des Verfassungsgerichtshofes vom 26. Jänner 2009, Nr. 19, kann auch für Eltern mit schwerer Beeinträchtigung der Sonderurlaub im Höchstausmaß von 2 Jahren im Verlaufe des Arbeitslebens beantragt werden, sofern Wohngemeinschaft besteht (siehe Abschnitt »Freistellungen für Eltern von Kindern mit Beeinträchtigung«, Seite 34);
Der Sonderurlaub im Höchstausmaß von 2 Jahren kann im Falle des Ablebens beider Elternteile, oder wenn beide Elternteile selbst pflegebedürftig sind, auch von den Geschwistern beantragt werden, wobei für diese die Wohngemeinschaft mit der Person mit Beeinträchtigung Voraussetzung ist (Urteil des Verfassungsgerichtshofes vom 08.06.2005, Nr. 233).
33. Abwesenheiten für Lehrpersonen mit schwerer Beeinträchtigung (Artikel 2, 34, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Gesetz Nr. 104 vom 05.02.1992, Art. 3, 4, 33) 
(
Voraussetzung für die Beanspruchung der Freistellung ist die Feststellung der „schweren Beeinträchtigung“ von Seiten der zuständigen Ärztekommission (Kommission zur Feststellung der Zivilinvalidität).
 Es stehen 3 Tage Freistellung im Monat mit Beibehaltung der vollen Gehaltsbezüge zu. Bei vertikaler Teilzeit werden die 3 Tage verhältnismäßig gekürzt. 

In Alternative zu den 3 Tagen Freistellung kann eine Stunde Freistellung täglich beansprucht werden, mit Beibehaltung der vollen Gehaltsbezüge.
Die Freistellung zählt in jeder Hinsicht wie geleisteter Dienst.

Der Antragsteller oder die Antragstellerin kann, sofern möglich, die seinem Wohnort nächste Stelle wählen und ohne sein Einverständnis nicht versetzt werden. 

34. Schutz der Bediensteten mit Beeinträchtigung  (Artikel 17, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Wird bei Bediensteten von Seiten der zuständigen öffentlichen Einrichtungen eine Beeinträchtigung festgestellt und müssen sie sich einer von den Einrichtungen vorgegebenen Rehabilitationstherapie unterziehen, so werden für die Wiedergenesung folgende Unterstützungsmaßnahmen zur Durchführung der entsprechenden Therapie angeboten:

1. 
die Gewährung eines Wartestandes wegen Krankheit für die gesamte Dauer des Aufenthaltes in einer spezialisierten Einrichtung, wobei folgende Bezahlung zusteht:

100 % der Besoldung für die ersten 6 Monate,

  80 % der Besoldung für die weiteren 12 Monate,

  70 % der Besoldung für die weiteren  6 Monate,

  50 % ab dem 24. Monat des Wartestandes;

2. 
die Gewährung von bezahlten Stunden- oder Tagesurlauben für die Dauer  der Therapie;

3. 
der Einsatz des Personals für andere Aufgaben derselben Funktionsebene, falls diese Maßnahme von der jeweiligen öffentlichen Einrichtung des Gesundheitswesens als unterstützende Maßnahme für die laufende Therapie ausgewählt wird.

Diese Unterstützungsmaßnahmen stehen gemäß Artikel 19 der Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 nur Bediensteten mit unbefristetem Arbeitsvertrag zu.

35. Unbezahlter Wartestand für die Betreuung pflegebedürftiger Personen  (Artikel 18, Anlage 4, des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003) 
(
Für die Betreuung einer im gemeinsamen Haushalt lebenden Person, die gemäß geltenden Bestimmungen des Landes als pflegebedürftig erklärt wurde, kann ein unbezahlter Wartestand für höchstens zwei Jahre beantragt werden. Dieser Wartestand zählt nicht für die Anreifung des ordentlichen Urlaubes, den Aufstieg in der dienstrechtlichen Stellung und der Besoldung, die Ruhestandsbehandlung und die Abfertigung.

Diese Abwesenheit steht gemäß Artikel 19 der Anlage 4 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003 nur Bediensteten mit unbefristetem Arbeitsvertrag zu.

36. Besondere Teilzeit (Artikel 14 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 22 vom 16.04.2003) 
(
Die besondere Teilzeit kann nur von Lehrpersonen mit unbefristetem Vollzeitarbeitsvertrag beansprucht werden. 

Voraussetzung für die Gewährung der besonderen Teilzeit ist ein Dienstalter von 10 Jahren. Für die Festlegung des Dienstalters zählen die effektiv geleisteten Unterrichtsjahre, nicht berücksichtigt werden Abwesenheiten ohne Bezüge. 
Die Dauer umfasst einen Zweijahreszeitraum (d.h. zwei Schuljahre), wobei während eines Schuljahres Dienst in Vollzeit geleistet wird und ein Schuljahr als Ruhepause (d.h. ohne Arbeitsleistung) genossen wird. Während des gesamten Zweijahreszeitraumes erfolgt die Besoldung im Ausmaß von 50 Prozent.

Der gesamte Zeitraum in jeder Hinsicht gültig.

Wird die Ruhepause im ersten Schuljahr beansprucht, ist eine geeignete Sicherstellung für das vorgestreckte Gehalt zu erbringen. 

Die besondere Teilzeit kann in einem Zeitraum von 5 Jahren nur einmal beantragt werden.

37. Mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit – Sabbatjahr  (Artikel 16 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 14 vom 18.03.2003 und Nr. 37 vom 20.09.2007) 
(
Die mehrjährige Gliederung der Arbeitszeit, das sog. Sabbatjahr, kann nur von Lehrpersonen mit unbefristetem Vollzeitarbeitsvertrag beansprucht werden. 

Voraussetzung für die Gewährung der besonderen Gliederung der Arbeitszeit ist ein Dienstalter von 10 Jahren. Für die Festlegung des Dienstalters zählen die effektiv geleisteten Unterrichtsjahre, nicht berücksichtigt werden Abwesenheiten ohne Bezüge. 
Die Dauer umfasst einen Fünfjahreszeitraum (d.h. fünf Schuljahre), wobei während vier Schuljahren Dienst in Vollzeit geleistet wird und ein Schuljahr als Ruhepause (d.h. ohne Arbeitsleistung) genossen wird. Während des gesamten Fünfjahreszeitraumes erfolgt die Besoldung im Ausmaß von 80 Prozent.

Der gesamte Zeitraum in jeder Hinsicht gültig.

Pro Schuljahr kann bis zu 5 % des Landesplansolls des Lehrpersonals des jeweiligen Schulamtes diese Ruhepause beanspruchen.  

Wird die Ruhepause vor dem letzten Schuljahr des Fünfjahreszeitraumes beansprucht, ist eine geeignete Sicherstellung für das vorgestreckte Gehalt zu erbringen. 

Die Ruhepause kann je nach Dienstalter beansprucht werden: 

a) ab dem 4. Schuljahr (innerhalb des Fünfjahreszeitraumes) bei einem Dienstalter von wenigstens 10 Jahren,

b) ab dem 3. Schuljahr (innerhalb des Fünfjahreszeitraumes) bei einem Dienstalter von wenigstens 15 Jahren,

c) ab dem 1. Schuljahr (innerhalb des Fünfjahreszeitraumes) bei einem Dienstalter von wenigstens 20 Jahren.

Auf die Ruhepause oder, bei schwerwiegenden Gründen auf einen Teil derselben, kann verzichtet werden. In diesem Fall werden die angereiften und nicht bezogenen Gehaltsteile ausbezahlt. 
Die Ruhepause kann auf den darauf folgenden Fünfjahreszeitraum verschoben werden. 

Im Rahmen des Fünfjahreszeitraumes kann keine Teilzeit beantragt werden. 

Im Zeitraum der Arbeitsleistung bewirken Abwesenheiten ohne Gehaltskürzung keine Veränderung des Fünfjahreszeitraumes. 

Abwesenheiten mit reduzierten Bezügen bewirken die Unterbrechung des Fünfjahreszeitraumes. Die Besoldung während der Unterbrechung erfolgt aufgrund des geltenden Arbeitsvertrages, wobei der Fünfjahreszeitraum entsprechend dem Zeitraum der Unterbrechung verlängert wird. 

Im Jahr der Ruhepause kann keine andere Abwesenheit gewährt werden mit Ausnahme der Mutterschaftszeit und der Abwesenheit wegen (schwerer) Krankheit. In der Mutterschaftszeit und in der Abwesenheit wegen (schwerer) Krankheit erfolgt die Besoldung aufgrund des geltenden Arbeitsvertrages und der Zeitraum der Abwesenheit wird der Ruhepause am Ende hinzugefügt. Nach Beendigung der Ruhepause kann, auf Antrag und ohne Dienstaufnahme, die Freistellung aus Erziehungsgründen beantragt werden. 

38. Reduzierung der Unterrichtszeit - Vorruhestandsregelung  (Artikel 15 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, Rundschreiben des Schulamtsleiters Nr. 14 vom 18.03.2003) 
(
Die Reduzierung der Unterrichtszeit, die sog. Vorruhestandsregelung, kann nur von Lehrpersonen mit unbefristetem Vollzeitarbeitsvertrag beansprucht werden. Die Unterrichtszeit wird dabei auf nicht weniger als 75 Prozent des entsprechenden Vollzeitausmaßes reduziert.

Die restlichen 25 Prozent der vorgesehenen Arbeitsleistung werden im Rahmen anderer didaktischer Tätigkeiten oder durch andere für den Unterricht erforderliche zusätzliche Tätigkeiten eingebracht. Für Verwaltungstätigkeiten gilt die Umrechnung Unterrichtsstunde : Verwaltungsstunde = 1:1,9. 
Voraussetzung für die Gewährung der Vorruhestandsregelung ist der Pensionsanspruch nach spätestens drei Jahren (Schuljahren) ab deren Beginn. Die Vorruhestandsregelung kann in den drei letzten Schuljahren vor Erreichen der erforderlichen Voraussetzungen für die Pension beantragt werden. Gleichzeitig mit der Beantragung der Vorruhestandsregelung für die Höchstdauer von drei Schuljahren muss das Gesuch um Versetzung in den Ruhestand eingereicht werden, das nicht mehr zurückgezogen werden kann. 
Der gesamte Zeitraum in jeder Hinsicht gültig.

Nach den derzeit gültigen gesetzlichen Bestimmungen im Pensionsrecht besteht: 

a) 
ab 01.01.2010 bis 31.12.2010 Anspruch auf Pension bei einem Dienstalter von 36 Jahren, gekoppelt mit dem Lebensalter von 59 Jahren oder bei einem Dienstalter von 35 Jahren, gekoppelt mit dem Lebensalter von 60 Jahren;

b) 
ab 01.01.2011 bis 31.12.2012 Anspruch auf Pension bei einem Dienstalter von 36 Jahren, gekoppelt mit dem Lebensalter von 60 Jahren oder bei einem Dienstalter von 35 Jahren, gekoppelt mit dem Lebensalter von 61 Jahren;

c) 
unabhängig vom Lebensalter Anspruch auf Pension bei einem Dienstalter von 40 Jahren.

39. Forschungsdoktorat, Studienstipendium, Forschungsauftrag (Gesetz Nr. 476 vom 13.08.1984, Nr. 448 vom 28.12.2001, Nr. 398 vom 30.11.1989, Nr. 498 vom 23.12.1992)
(
Der Sonderurlaub für den Erwerb des Forschungsdoktorates ist im Landeskollektivvertrag für das Lehrpersonal nicht vorgesehen.
Die entsprechenden staatlichen Bestimmungen sehen einen Sonderurlaub für die Dauer des Studienganges vor, mit Beibehaltung der Bezüge (mit Ausnahme der Landeszulage), wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller kein Studienstipendium bezieht oder auf ein solches verzichtet. Der Sonderurlaub zählt für die Laufbahn, für die Ruhestandsbehandlung und für die Abfertigung. Wird das Dienstverhältnis innerhalb von zwei Jahren nach Erwerb des Forschungsdoktorates von Seiten des oder der Bediensteten beendet, müssen die Bezüge an die Verwaltung zurückerstattet werden.
Derzeit wird geprüft, ob die Gewährung des bezahlten Sonderurlaubes weiterhin nach den bisher geltenden Grundsätzen erfolgen kann, oder ob es aufgrund der beträchtlichen Ausgaben zu Lasten der öffentlichen Verwaltung Einschränkungen geben wird. Die Entscheidung darüber obliegt der Landesregierung.
Die Gewährung eines unbezahlten Sonderurlaubes ist vorgesehen für Bedienstete, die einen Forschungsauftrag erhalten oder ein Studienstipendium beziehen: 

a) 
nach dem Erwerb des Forschungsdoktorates,

b) 
für universitäre Spezialisierungskurse,

c) 
von Staatsverwaltungen, öffentlichen Institutionen, ausländischen Staaten oder Einrichtungen oder internationalen Organisationen.
Der Sonderurlaub wird gewährt für die Dauer des Forschungsauftrages oder des Stipendiums und zählt für die Laufbahn, für die Ruhestandsbehandlung und die Abfertigung.

40. Verwendung in anderen Tätigkeiten aufgrund Uneignung für den Unterricht (Artikel 14, Anlage 4 und Anlage 5 des Landeskollektivvertrages vom 23.04.2003, gesamtstaatlicher Kollektivvertrag vom 29.11.2007) 
(
Die Lehrperson selbst und/oder die Schulführungskraft stellen den Antrag um Feststellung der Eignung für den Unterricht an den Schulamtsleiter. Dem Antrag sind ein ärztliches Zeugnis und gegebenenfalls ein ausführlicher Bericht der Schulführungskraft beizulegen. Daraufhin wird vom Schulamtsleiter die rechtsmedizinische Visite zur Feststellung der Eignung für den Unterricht beantragt. 
Das Ergebnis dieser Visite bestimmt den weiteren Verlauf des Sachverhaltes je nach Ausgangssituation:
	vorübergehende Uneignung für den Unterricht mit Eignung für andere Tätigkeiten 
	· die Lehrperson mit unbefristetem Arbeitsvertrag kann für die Dauer der Uneignung die Verwendung in anderen Tätigkeiten beantragen; 

· bis zur Zuweisung dieser Tätigkeiten wird die Lehrperson, unter Beachtung des vorgesehenen Höchstausmaßes, in Krankenstand versetzt, ebenso wenn sie auf die Verwendung in anderen Tätigkeiten verzichtet; 

· nach Ablauf des Zeitraumes, der für die Uneignung festgelegt wurde, wird die rechtsmedizinische Visite wiederholt; 

· die Lehrperson behält ihren Dienstsitz;

	vorübergehende Uneignung für jede Tätigkeit
	· die Lehrperson wird für die Dauer der Uneignung, unter Beachtung des vorgesehenen Höchstausmaßes, in Krankenstand versetzt; 

· die Lehrperson behält ihren Dienstsitz; 

	permanente Uneignung für den Unterricht mit Eignung für andere Tätigkeiten
	· die Lehrperson mit unbefristetem Arbeitsvertrag kann um Verwendung in anderen Tätigkeiten ansuchen; 

· bis zur Zuweisung der anderen Tätigkeiten wird die Lehrperson, unter Beachtung des vorgesehenen Höchstausmaßes,  in Krankenstand versetzt;

· die Lehrperson verliert ihren Dienstsitz und besetzt eine Stelle im Landesplansoll des Lehrpersonals, sofern keine freie Stelle im Stellenplan der Landesverwaltung zugewiesen werden kann; 

· es gelten weiterhin die dienstrechtlichen Bestimmungen des Lehrpersonals; 

· verzichtet die Lehrperson auf die Verwendung in anderen Tätigkeiten, wird sie aus Gesundheitsgründen des Dienstes enthoben; 

	permanente Uneignung für jede Tätigkeit
	· die Lehrperson wird aus Gesundheitsgründen des Dienstes enthoben. 


Im Falle der Dienstenthebung aus Gesundheitsgründen und einem Beitragsalter für die Pension von 15 Jahren entsteht sofortiger Pensionsanspruch mit Berechnung der Pension aufgrund der Beitragsjahre. 

Wird die absolute und permanente Uneignung für jede Tätigkeit von Seiten des Hausarztes oder der Hausärztin oder der rechtsmedizinischen Ärztekommission attestiert, kann die Lehrperson das Gesuch um Zuerkennung der sog. „pensione d’inabilità“ stellen. Voraussetzung für die Zuerkennung dieser Form der Pension ist ein Beitragsalter von fünf Jahren, davon drei Jahre im letzten Fünfjahreszeitraum sowie eine weitere ärztliche Kontrollvisite in Trient vor der »Commissione Medica di Verifica«. Diese Ärztekommission entscheidet  darüber, ob der Anspruch auf diese Pension besteht oder nicht. Der Vorteil dieser Pension besteht darin, dass das effektive Beitragsalter um jene Jahre, welche bis zur Pensionierung noch anreifen würden, erhöht wird. 

Für das Ansuchen um Zuerkennung der Pension gemäß Gesetz Artikel 2, Absatz 12, des Gesetzes Nr. 335/1995 und das beizulegende ärztliche Zeugnis sind die entsprechenden Gesuchsmuster zu verwenden. Da das Gesuch und das ärztliche Zeugnis zuständigkeitshalber an die „Commissione Medica di Verifica“ in Trient weitergeleitet werden müssen, ist die Verwendung des italienischen Vordrucks für die Abfassung des ärztlichen Zeugnisses sinnvoll.
41. Besondere Hinweise
(
· Lehrpersonen, die ununterbrochen 150 Tage (für Normalklassen) oder 90 Tage (für Abschlussklassen) vom Dienst abwesend sind, mit Anspruch auf Beibehaltung der Stelle, und nach dem 30. April in den Dienst zurückkehren, stehen zur Verfügung der Schulführungskraft und werden in Supplenzdiensten oder anderen Tätigkeiten verwendet (Art. 37 des gesamtstaatlichen Kollektivvertrages vom 27.11.2007).
· 
Mit Landesgesetz Nr. 12 vom 29.06.2000 wurde den Schulen die Rechtspersönlichkeit und die Autonomie zuerkannt.
· Für Urlaube, Abwesenheiten und Wartestände des Direktionspersonals liegt die Zuständigkeit beim Schulamtsleiter.
· Um die Genehmigung jedweder Abwesenheit muss rechtzeitig ein begründetes Ansuchen an die Schulführungskraft gestellt werden, das entsprechend dokumentiert sein muss.
· Abwesenheiten für Lehrpersonen mit befristetem Arbeitsvertrag sind begrenzt auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses.
· Für die Schulführungskräfte kommen gemäß Landeskollektivvertrag für die Schulführungskräfte vom 16.05.2003 in Bezug auf die Elternzeiten, Urlaube, Wartestände und die übrigen Absenzen die geltenden Bestimmungen des Einheitstextes der Landeskollektivverträge für das Lehrpersonal zur Anwendung, mit Ausnahme des Bildungsurlaubes sowie der anderen Formen der Flexibilisierung und Reduzierung der Arbeitszeit. 
· Das Sommergehalt steht Jahressupplenten (nach staatlicher Regelung) zu, wenn sie:

a)
im Schuljahr mindestens 180 Tage Dienst leisten und bei den Schlussbewertungen im Dienst sind;

b)
ab 1. Februar und bis Schulende ununterbrochen Dienst leisten.
· 
Das Sommergehalt steht zeitweiligen Supplenten zu, wenn sie im Schuljahr mindestens sieben Monate Dienst leisten, am Ende der Unterrichtstätigkeit auf jeden Fall im Dienst stehen und, sofern vorgesehen, auch an den Abschlussprüfungen teilnehmen. Für die Erreichung der sieben Monate Dienst kann auch die Verlängerung des Arbeitsvertrages aufgrund der Ernennung zum Kommissionsmitglied bei der staatlichen Abschlussprüfung der Oberschule berücksichtigt werden.
Doris Fleischmann 
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